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Unterstützt... 
... wird die „Aktion Solidarität" durch 
die hier abgebildeten Broschüren. Tü\ 
5000 CDU-Verbände werden ab sofo^ 
mit je einem Satz dieser Broschüren aU 
gestattet. 
Zusätzlich sind über unser IS-Versand" 
Zentrum, Postfach 13 28, 4804 Versmo'0' 
zu erhalten: 
• Postkarten, mit denen Interessenten 
der „Solidaritätsbörse" ihre Mitarbeit 
CDU-Bundesgeschäftsstelle mitteilen 
können 
Bestell-Nr.: 9413 
Verpackungseinheit: 100 Exemplare     . 
Preis pro Verpackungseinheit: 12,— " 
• Rahmenflugblätter für Ankündigung0 

im Rahmen der „Aktion Solidarität" 
Bestell-Nr.: 1418 
Verpackungseinheit: 500 Exemplare 
Preis pro Verpackungseinheit: 18,— v 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Wir halten zusammen 
•»eit n die Wiederherstellun8 der Ein" 
Sc.. Deutschlands sind zwei unter- 
|5**Mche Gesellschaften zusammen- 
UUr * Worden> die sicn in inren Men" 
ent    en teilweise grundlegend anders 

'[Wickelt haben. Was 40 Jahre 
iu rei|nt war, läßt sich nicht in wenigen 

naten problemlos wieder zusam- 
enfügen. 

(je r stehen nicht nur vor der Aufgabe, in 
seh neuen Bundesländern den Ökonomi- 
st! h*1' Soz*a'en una* ökologischen Aufbau 
% • ewa,t'gen. Mindestens ebenso wich- 
die'

St die 8eistig-kulturelle Dimension 
^ Ser Aufgabe, die darin besteht, daß die 
(je 

nschen in Deutschland zueinanderfin- 
voll        innere Einheit Deutschlands zu 
Q ,*!nclen, fordert von uns mehr als nur 

de'r
r müssen nicht nur in die Wirtschaft 

v0 
neuen Länder investieren, sondern 

po 
a'lem auch in die Menschen — in 

ej 
rm von Rat, Hilfe und Verständnis für- 

sch
ai?der- Erforderlich ist die Bereit- 

etet    nach vierzi8 Janren der Trennung 
Sc.  ^"/einander zuzugehen und partner- 
un,    Ucn ur>d solidarisch miteinander 

E    Ugehen- 
ler Kl * keine Deutschen erster und zwei" 
Wjr     

sse- Es kommt jetzt darauf an, daß 
ge 

2Usammenhalten, weil es um unsere 
tipn

e?Same Zukunft in einem gemeinsa- 

Di 
*« geht. 

br«;!e Eins>cht will die CDU durch eine 
der« a^ele8te »Aktion Solidarität" för- 

• ^ie Aktion steht unter dem Motto 

„Wir halten zusammen" und richtet sich 
an die Bürger in den neuen und alten 
Bundesländern. Unter anderem sind fol- 
gende Maßnahmen geplant: 

In den neuen Bundesländern 
• Die Bundespartei wird einen großen 
Teil ihrer Veranstaltungen in den neuen 
Ländern durchführen; so z. B. den Bun- 
desausschuß am 10. Juni („Kleiner Partei- 
tag") und andere Gremiensitzungen 
sowie Fachtagungen und Kongresse. 
• Informationsveranstaltungen mit Bun- 
desrednern, in denen über die Maßnah- 
men der Bundesregierung informiert 
wird. Als Verteilmittel wurde eine „Rat- 
geber-Serie" entwickelt, die über die 
neuen gesetzlichen Regelungen und 
Rechtsansprüche unterrichtet. 
• Jeder Kreisverband soll den Rat und 
die Hilfe eines Partnerkreisverbandes im 
Westen in Anspruch nehmen können. 
• Ausstattung der CDU-Geschäftsstellen 
mit moderner Bürokommunikation. Die 
Bundespartei übernimmt einen Kosten- 
anteil in Höhe von 4 Millionen Mark. 
• Durchführung eines Weiterbildungs- 
programms für haupt- und ehrenamtliche 
Mitarbeiter. 

In den alten Bundesländern 
wird die CDU im Rahmen dieser „Aktion 
Solidarität" Informationsveranstaltungen 
zur Lage in den neuen Bundesländern 
durchführen. Unser Ziel ist, möglichst 
viele Referenten aus Ostdeutschland zu 
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gewinnen, die am besten aus eigenem 
Erleben über die Situation dort berichten 
und Verständnis für die Probleme vermit- 
teln können. Wir wollen die „Informa- 
tionsgrenzen", die hier wie dort immer 
noch bestehen, möglichst rasch abbauen. 
Auf der Grundlage solcher Informatio- 
nen können dann konkrete Projekte soli- 
darischen Handelns entwickelt werden. 

In einem möglichst dicht geknüpften 
Netz partnerschaftlicher Beziehungen 
von West nach Ost und von Ost nach 
West zwischen Parteigliederungen, Man- 
datsträgern in den Kommunen, Verbän- 
den, Vereinen, Schulen und Berufsgrup- 
pen wollen wir viele Anlässe schaffen, 
durch die Menschen in Deutschland 
zusammengeführt werden. 

Fachleute gesucht 
Über eine „Solidaritäts-Börse" in der 
Bundesgeschäftsstelle wird ein intensiver 
Erfahrungsaustausch sichergestellt. 
Mit unserer „Aktion Solidarität" wollen 
wir den Rahmen dafür bieten, daß sich 
viele Mitbürger entsprechend ihren 
Kenntnissen und Möglichkeiten engagie- 
ren können. Ob es um das Ausfüllen 
eines Wohngeldantrages oder um die 
betriebswirtschaftliche Kalkulation eines 
neueröffenten Geschäftes geht — Fach- 
leute, die ihre Erfahrung zur Verfügung 
stellen — und sei es auch nur für ein 
Wochenende — werden überall 
gebraucht. 

Umgekehrt wäre es für viele Menschen 
aus den neuen Ländern eine wertvolle 
Hilfe, wenn sie in westlichen Betrieben, 
Verwaltungen, Praxen und Institutionen 
konkrete Erfahrungen sammeln könnten. 
Und wir vergessen bei unserer Aktion 
natürlich auch nicht, daß Menschen dort 
am leichtesten zusammenfinden, wo sie 
es möglichst zwanglos tun: bei Festen, bei 
Begegnungen und im Sport. • 

Warnung vor Verhetzung 
und Demagogie 
Ich kann den IG-Metall-Chef nur 
warnen: Wenn er die Proteste weiter 
schürt, fuhrt er die Menschen ins 
Abseits. Mit anfassen, Mut machen 
— das ist jetzt gefragt. 

Generalsekretär Volker B«H 

Die Gewerkschaften sind ein wich**' 
ger Partner für die sozialen Belang • 
Aber ich rate den Gewerkschaften z 

mehr Sensibilität im Umgang rM* 
den neuen Bundesbürgern. Ich wfl/y 
vor Verhetzung und Demagogie- " 
Menschen hier sind noch nicht gen 
im Umgang mit dem Streik- und 
Demonstrationsrecht. Es darf kein 
Spiel mit dem Feuer werden. 

Ministerpräsident Manfred Sto*r 

Kommentar 
Der in ihrer ungewöhnlichen Schärft 
dennoch angemessenen Reaktion des 
Bundeskanzlers auf die unverantwor 
ehe Brandstifterei von westlichen 
Gewerkschaftschefs hat nun der brafl' 
denburgische SPD-Ministerpräsident 
Stolpe deutliche Worte folgen lassen- 
Wenn dieser unverdächtige Kenner 
Szene zum wiederholten Male vor V* , 
hetzung und Demagogie warnt, so äOJ 
dies als Zeichen dafür gewertet wert* 
in welch gefährlicher Weise jene den 
Aufbruch im Osten Deutschlands       . 
gefährden, zu deren bevorzugten Bu 

nispartnern noch bis vor kurzem Leu 
gehörten, die demnächst vor Gericht 
stehen werden. Dieser moralische A" 
dergangfand seine sinnfälligste ^uS' 
prägung im Mißbrauch der Montags 

Rheinische P° monstrationen. 
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Machen Sie mit bei unserer 
.Aktion Solidarität" ** 

v°Uz U     e Einheit unseres Landes ist 
al|e £8en. Jetzt müssen wir gemeinsam 
hejt !/

ra^ daransetzen, die innere Ein- 
fi»Ch     K°llenden' DaS ist mcht ein' 
a||e' *"er es ist zu schaffen, wenn wir 
^hioi!tniacnen ~~ jeder nach seinen 

leiten und Möglichkeiten. 
bie- 
der er? be§onnene »Aktion Solidarität" 
^sam      Unter dem Motto »Wir nalten 

^ied f^en" bietet für Jedes CDU-Mit- 
eine p.ür freunde und Sympathisanten 
tat J    'e von Möglichkeiten der Aktivi- 
Tei|^.ob im westlichen oder im östlichen 
Öer    

eutschlands. Das geht von der 
liehe  c8 'n kaufmännischen und steuer- 
Beruf   

ra8en über Unterstützung bei der 
ster,   ausbildung bis hin zu den einfach- 

enschlichen Begegnungen. 

0,idaritäts-Börse« 
-\nr 

r ^itfaden gibt dazu viele Tips und 
l(0nr

8^n8en. Die Solidaritätsbörse des 
ko0r?.   A denauer-Hauses vermittelt und 
in erst

lniert die Aktion. Hier geht es nicht 
ter Linie um Geld. Erforderlich ist 

allein die Bereitschaft, aufeinander zuzu- 
gehen. 

Machen auch Sie mit. Melden Sie sich 
bei Ihrem Orts- bzw. Stadtverband oder 
wenden Sie sich direkt an die Solidari- 
tätsbörse der Bundesgeschäftsstelle. 

Reich an Herzlichkeit 
Familien halten zusammen: Spontan ent- 
schlossen sich Agnes und Peter Neuen- 
dorf aus Niedecken-Emken bei Euskir- 
chen, die Familie Wolf aus Dresden mit 
Kindern zu sich in die schöne Eifel einzu- 
laden. Den Kontakt stellte die CDU Eus- 
kirchen her. Die Neuendorfs handelten 
nach dem nachahmenswerten Prinzip: 
Wo drei Kinder sich wohl fühlen, können 
sich auch noch mehr tummeln. Platz ist 
bei ihnen ausreichend vorhanden. Dabei 
stammen Peter und Agnes Neuendorf 
nicht von Krösus ab. Er ist Installateur, 
sie Hausfrau. Aber die Neuendorfs sind 
reich an Herzlichkeit und liefern deshalb 
ein besonders schönes Beispiel für unsere 
Aktion „Wir halten zusammen". 

Mehr Verkehrssicherheit in den neuen 
Bundesländern durch Mittelschutzplanken 

bah 1991 werden 900 km Auto" 
Q

annen, das ist über die Hälfte des 

Ue!?mtnetzes in den neuen B"ndes- 
^ndern, mit Schutzplanken auf dem 
dJttelstreifen ausgestattet sein. Wie 
im

r^arlamentarische Staatssekretär 
Bundesverkehrsministerium, Dieter 

Schulte, mitteilte, werden dafür rund 
54 Millionen Mark an Haushaltsmit- 
teln eingesetzt. Der Staatssekretär 
erwartet durch diese Maßnahme einen 
entscheidenden Sicherheitsgewinn auf 
den überwiegend in einem schlechten 
Zustand befindlichen Autobahnen. 
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Kommentar 

Macher sind gefragt 
Mit „Gesundbeterei" hat das nun 
wirklich nichts zu tun, was Bundes- 
kanzler Kohl, BDI-Präsident Weiß 
und DIHT-Chef Stihl übereinstim- 
mend feststellen: Trotz der großen 
Zahl von Arbeitslosen ist Aufschwung 
in den neuen Bundesländern zu spü- 
ren. Der Kanzler und die beiden Wirt- 
schaftsführer können auf eine Million 
neue Arbeitsplätze verweisen, auch 
auf 50.000 Firmen-Gründungen 
monatlich. 
Die Offensive des Kanzlers und der 
Wirtschaft kommt zu einer Zeit, in der 
es chic ist, die ostdeutsche Zukunft in 
düsterem Pessimismus zu schildern. In 
einer Zeit auch, in der Gewerkschafts- 
führer — wie etwa IG-Metall-Chef 
Steinkühler — in den Osten fahren 
und die Unruhe dort noch anheizen. 
Angst zu schüren statt um Vertrauen 
zu werben, ist psychologisch mit 
Sicherheit das falsche Rezept. Den 
Bürgern im Osten muß jetzt klarge- 
macht werden, daß sie — allen gegen- 
wärtigen Widrigkeiten zum Trotz — 
eine gute Zukunft vor sich haben, 
wenn sie selbstbewußt ihre Angelegen- 
heiten in die Hand nehmen und nicht 
auf den Staat warten. „Macher, nicht 
Meckerer sind gefragt", hat Stihl 
gesagt. Meckern tun aber derzeit vor 

allem die Gewerkschaften. Sie fordern 
im Osten schneller höhere Löhne, 
ohne im Westen zu sagen, daß dies 
angesichts der geringen Produktivita 
der Industrie in den neuen Bundesia 
dem von den Arbeitnehmern im 
Westen bezahlt werden muß. Und si 
gaukeln den Arbeitern im Osten vor, 
daß mit staatlicher Lenkung Besse- 
rung zu erreichen wäre. Als ob nicn 
gerade dies die Ursache allen Übels 
wäre. 
Es gilt, was DIHT-Chef Stihl fest- 
stellt: „Eine Wirtschaft, die total an 
die Wand gefahren wurde, kann man 
nicht in wenigen Monaten sanieren- 
Etwas Geduld müssen die Menschen 
schon aufbringen. Denn moderne "x 

duktionsstätten können nicht über 
Nacht aus dem Boden gestampft we 
den. 
Man mag beispielsweise bedauern, 
daß der letzte Wartburg in der Auto* 
Stadt Eisenach vom Band gelaufen »s 

und die dortigen Autobauer auf 
„Kurzarbeit Null" gesetzt werden. 
Aber im Herbst 1992 wird in Eisena^ 
der erste Opel vom Band einer sup®r" 
modernen Autofabrik rollen. Gleicn 
gilt für viele Produktionsbereiche. 
Dies zeigt, daß es noch eine schwie- 
rige Durststrecke für die Menschen 
Osten gibt. Doch an deren Ende wer- 
den gleiche Lebensbedingungen für 

alle Deutschen stehen. 
aus: Frankfurter Neue Presse 

Wir krempeln die Ärmel hoch, und wir werden es schaffe 

Bundeskanzler Helmut Kohl bei der Eröffnung der Hannover-Me j 
zu den Schwierigkeiten in Ostdeutschi» 
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Wolfgang Schäuble: 

Der Wiederaufbau in den neuen 
Ländern muß ein Gemeinschaftswerk 
von Verwaltung und Wirtschaft sein 
faßlich der Vorlage des Berichts der 

undesregierung zum Auf- und Aus- 
au der öffentlichen Verwaltung und 
er Justiz in den neuen Bundesländern 
^ 8. April 1991 an den Deutschen 

"ndestag erklärte Bundesinnenmini- 
Sl*r Wolfgang Schäuble: 

le Situation in den neuen Ländern 
^'gt, wie wichtig eine leistungsstarke und 
Effektive öffentliche Verwaltung für das 

Ur»ktionieren der Wirtschaft ist. Diese 
8egenseitige Abhängigkeit wird bei der 
J°ch nicht ausreichenden Leistungsfähig- 
st der Verwaltung in den fünf neuen 

Rändern in Kreisen und Gemeinden 
Gütlich. 

arnit in diesem Teil des vereinten 
eutschlands die Angleichung der 
e°ensverhältnisse rasch gelingen kann 

Ju einer florierenden Wirtschaft, die 
Arbeitsplätze schafft und den Wohlstand 
gewährleistet, brauchen wir, um Beispiele 
^nennen, funktionsfähige Kommunal- 
ehörden, Katasterämter, Grundbuchäm- 

jer und Gerichte. 
cn bin davon überzeugt, der Wiederauf- 
au in den fünf neuen Ländern muß ein 
emeinschaftswerk von öffentlicher Ver- 
auung und Wirtschaft werden; nur 

«^einsam werden wir es rasch schaffen. 
as gemeinsame Ziel, zu einheitlichen 

Lebensverhältnissen in ganz Deutschland 
JJ kommen, stellt gerade den öffentli- 
nen Dienst im Interesse einer möglichst 

paschen wirtschaftlichen und sozialen 
esundung vor große Herausforderun- 

gen. Dies verpflichtet den Staat in Verant- 
wortung für seine Bürger zu zügigem Auf- 
bau einer funktionsfähigen, rechtsstaatli- 
chen Verwaltung und Justiz auch im östli- 
chen Teil Deutschlands. 
Die Bundesregierung hat die Weichen für 
einen erfolgreichen Neuanfang gestellt. 
Der Einigungsvertrag hat die bewährte 
Entscheidung des Grundgesetzes über die 
Strukturen des öffentlichen Dienstes für 
das vereinte Deutschland bestätigt. Der 
Tarifabschluß vom 5. März 1991 hat ver- 
läßlich Perspektiven für den weiteren 

Bei ihren Maßnahmen zur 
Förderung des Auf- und 
Ausbaus der Verwaltung 
setzt die Bundesregierung 
drei Schwerpunkte. 

Aufbau einer qualifizierten öffentlichen 
Verwaltung in den neuen Ländern eröff- 
net. 
Der am 8. April 1991 von der Bundesre- 
gierung beschlossene Bericht an den Bun- 
destag stellt den aktuellen Sachstand der 
bereits getroffenen Maßnahmen dar und 
skizziert die vorgesehenen weiteren 
Initiativen. Im Interesse eines einheitli- 
chen Vorgehens von Bund und Alt-Län- 
dern übernimmt die Konzeption der Bun- 
desregierung für den Bund auch die 
Beschlüsse der Ministerpräsidentenkon- 
ferenz vom 28. Februar 1991. 
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Die Bundesregierung setzt bei ihren Maß- 
nahmen zur Förderung des personellen 
Auf- und Ausbaus der öffentlichen Ver- 
waltung und der Justiz in den neuen Bun- 
desländern im wesentlichen drei Schwer- 
punkte: 

• Integration des aus den früheren 
Verwaltungs- und Justizeinrichtun- 
gen übernommenen, fachlich und 
persönlich geeigneten Personals in 
einen rechtsstaatlich ausgerichte- 
ten, leistungsfähigen und zeitgemä- 
ßen öffentlichen Dienst, insbeson- 
dere durch 
• Fortentwicklung und Angleichung des 
im Beitrittsgebiet übergangsweise gelten- 
den Rechtssystems des öffentlichen Dien- 
stes mit dem Ziel einer Angleichung an 
die bewährten Strukturen des Beamten- 
und Tarifrechts im bisherigen Bundesge- 
biet, 
• schrittweise Angleichung der Beam- 
tenbesoldung und der Tarifbezüge in den 
neuen Ländern entsprechend der allge- 
meinen Entwicklung, 
• Fortführung und ggf. bedarfsgerechte 
Erweiterung der Aus- und Fortbildungs- 
maßnahmen und -kapazitäten für den 
betreffenden Personenkreis, 
• Verwaltungshilfe beim Aufbau eigener 
Aus- und Fortbildungseinrichtungen der 
neuen Bundesländer, 
• Entsendung von Verwaltungsfachleu- 
ten und Richtern als Dozenten in die 
neuen Bundesländer, 
• Durchführung von Praktika in der 
Bundesverwaltung und -Justiz. 

• Neue Anreize für eine Tätigkeit 
von Mitarbeitern aus dem westli- 
chen Bundesgebiet in öffentlicher 
Verwaltung und Rechtspflege in 
den neuen Bundesländern, insbe- 
sondere durch 

• Gewährung des vollen Beförderungs- 
gewinns auch für die in die neuen Länder 
versetzten oder dort wieder ernannten 
Beamten, Richter und Soldaten (vorgese- 
hen im Entwurf der Zweiten Besoldungs- 
übergangsverordnung mit Wirkung vom 
1.7.1991), 
• Verwendungszulage für die Wahrneh- 
mung einer höherwertigen Tätigkeit (vor- 
gesehen im Entwurf der Zweiten Besol- 
dungs-Übergangsverordnung mit Wir- 
kung vom 1.7.1991), 
• Erhöhung, Verlängerung und Erweite- 
rung der pauschalierten Aufwandsent- 
schädigung, 
• Verbesserung der Beförderungschan- 
cen bei mehrjährigem Einsatz in den 
neuen Ländern (bevorzugte Berücksichti- 
gung einer Bewährung durch den Einsatz 
im Osten Deutschlands, allgemeine Aus- 
nahmen von laufbahnrechtlichen Min- 
destzeiten durch den Bundespersonalaus- 
schuß. Prüfung einer Verbesserung des 
Instrumentariums für eine entsprechende 
Beförderungspraxis), 
• verbesserte Möglichkeiten des Ver- 
wendungsaufstiegs (die Regelung wird 
zur Zeit im Rahmen der Vierten Verord- 
nung zur Änderung der Bundeslaufbahn- 
verordnung vorbereitet, Inkrafttreten 
wird für Mai 1991 angestrebt), 
• verbesserte Reisebeihilfen für Heim- 
fahrten (Trennungsgeldverordnung, zum 
1. April 1991 geändert), 
• verbesserte Versorgungsregelungen fuf 

aktive Beamte und für Ruhestandsbeamte 

(Änderungsverordnung zur Beamtenver- 
sorgungs-Übergangsverordnung wird zu«" 
Zeit vorbereitet, rückwirkendes Inkraft- 
treten zum 15. März 1991 ist vorgesehen)- 

• Personalkostenzuschüsse 
und andere Finanzhilfe 

• Die neuen Länder und Gemeinden 
müssen finanziell in die Lage versetzt 
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Millionenhilfe für ostdeutsche Landwirte 
Die Bundesregierung hat für die 
Landwirtschaft in den neuen Bun- 
desländern kurzfristig 800 Mio. 
DM zur Verfügung gestellt. Damit 
soll den landwirtschaftlichen 
Betrieben in Ostdeutschland gehol- 
fen werden, ihre Liquiditätspro- 
bleme zu überwinden, die Früh- 
jahrsbestellung zu finanzieren und 
die Umstrukturierung der Land- 
wirtschaft voranzutreiben. 

Die Anpassungshilfen stehen für Ein- 
zelunternehmen (Haupt- und Neben- 
erwerbsbetriebe), Personengesellschaf- 
ten, Genossenschaften und andere 
Körperschaften bereit, die landwirt- 
schaftlich genutzte Flächen bewirt- 
schaften, Tiere halten oder zur Bin- 
nenfischerei gehören. Die Grundzu- 
wendung beträgt mindestens 1.250 
DM und maximal 5.000 DM je 
Betrieb. 

Mißbrauch ausschließen 

Um die Mittel zielgerecht einzusetzen 
und Mißbrauch möglichst auszuschlie- 
ßen, werden die Anpassungshilfen nur 
zweckgebunden vergeben. Sie sind 
ausschließlich zur Finanzierung von 
Betriebsmitteln einschließlich der 

Ablösung entsprechender Betriebsmit- 
telkredite sowie für Aufwendungen 
für Auszubildende im 1. Halbjahr 
1991 zu verwenden. Die begünstigten 
Unternehmen müssen daher im 
Anschluß an die Bewilligung einen 
Verwendungsnachweis vorlegen. Wei- 
tere Zuwendungsvoraussetzungen 
werden wegen der gebotenen Eile der 
Verfahrensabwicklung nicht verlangt. 

Weitere Anpassungshilfen 

Sie sind aber für die weiteren Anpas- 
sungshilfen, die voraussichtlich im 
Spätsommer 1991 ausgezahlt werden, 
vorgesehen. Neben der Zweckbindung 
werden dann dazu gehören: die Vor- 
lage einer DM-Eröffnungsbilanz, die 
Erstellung eines Sanierungskonzepts 
und eine Flächenbindung der Tierpro- 
duktion. 

Außerdem wird auch die Auszahlung 
der standortbezogenen Zuschläge vor- 
gezogen. Der für 1991 vorgesehene 
Betrag steht bereits im April in einer 
Summe zur Verfügung. Die Betriebe 
erhalten nach ermittelter Standort- 
Benachteiligung 50, 100, 160 oder 260 
DM je Hektar landwirtschaftlich 
genutzter Fläche. 

Werden, qualifiziertes Personal für die 
°/fentliche Verwaltung und Justiz aus 
Gern westlichen Bundesgebiet zu gewin- 
nen. Hierbei werden sie auch in Zukunft 
v°m Bund unterstützt. 

' Der Bund und die alten Länder sind 
bereit, 

die Kommunen weiterhin durch Perso- 
nalkostenzuschüsse zu unterstützen, 

• bei Versetzungen in die neuen Länder 
die Personalkostendifferenz zu erstat- 
ten, 

• bei Abordnungen von Bediensteten an 
die neuen Länder bis Ende 1992 alle 
Kosten zu tragen. 

• Der Bund wird im Justizbereich die 
1990 begonnenen finanziellen Unterstüt- 
zungsmaßnahmen fortführen und bereits 
1991 wesentlich verstärken. • 
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220 Millionen Mark 
für Denkmalpflege 
in den neuen Ländern 
Die Bundesregierung hat in den neuen 
Bundesländern ein „Programm für 
Denkmalpflege und Erhaltung histori- 
scher Bausubstanz" beschlossen. 
Es umfaßt: 

• jeweils 50 Millionen Mark 1991 und 
1992 für ein Sonderprogramm des Bun- 
desministers des Innern zur „Sicherung, 
Erhaltung und Restaurierung von unbe- 
weglichen Kulturdenkmälern und wert- 
vollen historischen Bauten (Einzelob- 
jekte)" 

• jeweils 80 Millionen Mark 1991 bis 
1994 für ein Sonderprogramm des Bun- 
desministers für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau für „Städtebaulichen 
Denkmalschutz, Sicherung und Erhal- 
tung historischer Stadtkerne" aus den für 
die Städtebauförderung vorgesehenen 
Mitteln. 

Zeitlich begrenztes Programm für 
besonders dringliche Arbeiten 

Das Programm ist zeitlich begrenzt. Es 
soll dabei helfen, besonders dringliche 
Arbeiten zu finanzieren. Längerfristig 
wird ein gemeinsames Programm des 
Bundes und der Länder angestrebt. 

Neben diesen beiden Sonderprogrammen 
(zusammen 130 Millionen Mark) stehen 
aus anderen Fördermöglichkeiten weitere 
90 Millionen Mark zur Verfügung. Davon 
entfallen auf das „Kulturelle Infrastruk- 
turprogramm" 15 Millionen Mark und 
auf die Staatlichen Museen und den 
Deutschen Dom Berlin sowie die Staatli- 
chen Schlösser und Gärten in Potsdam/ 
Sanssouci rd. 35 Millionen Mark. • 

Ausbildungsplatz- 
Offensive erforderlich 
Das Bundeskabinett hat Ende März 
1991 den Berufsbildungsbericht 1991 
verabschiedet. Dieser Bericht beleuch- 
tet erstmals den Lehrstellenmarkt in 
Gesamtdeutschland. 
Er spiegelt die derzeitige wirtschaftlic'ie 

Situation in den alten und neuen Bunde 
ländern wider: ein Überangebot in den 
westlichen Bundesländern und ein kras- 
ser Mangel im Osten. Während in den 
alten Bundesländern die beste Ausbil- 
dungsplatzbilanz seit Bestehen der Bun- 
desrepublik erreicht wurde, stehen 
Jugendliche im Osten bislang noch vor 
verschlossenen Toren. 

Ohne Hilfe geht es nicht ^ 

Angesichts von 120000 Jugendlichen, &e 

in den neuen Ländern eine Lehrstelle 
suchen und derzeit nur 53 000 betriebli- 
che Ausbildungsplätze angeboten bekotf1 

men, ist eine Ausbildungsplatz-Offensiv^ 
erforderlich, an der Wirtschaft, Staat und 
Gewerkschaften mitwirken müssen. 
Im vergangenen Jahr konnte in den 
neuen Bundesländern die Nachfrage vo 
140000 Jugendlichen — trotz pessimist«' 
scher Prognosen — knapp gedeckt wer- 
den. Dazu beigetragen haben ca. 4000U 
Plätze in betrieblichen und überbetriebli' 
chen Ausbildungseinrichtungen und 
berufsvorbereitenden Maßnahmen, die 
im Rahmen des Vorsorgeprogramms def 

Bundesregierung gefördert wurden. 

Zitat 
Das duale System der BerufsausbH' 
dung hat sich auch gerade in einer 
Zeit hoher Nachfrage bewährt. 

Norbert Blüm 
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Zerreißprobe 
in der SPD 

SPlv" ^use'nandersetzungen in der 
ver . ^er die mit der Bundesregierung 
Gen n      en Gesprächskreise erklärte 

neralsekretär Volker Rühe: 

ind
Warvon Hans-Jochen Vogel mutig 

|w Se"r verantwortungsvoll, in dieser 
ge   "

deren historischen Situation zu zei- 
nis I    

ß in der Demokratie das Verhält- 
nis w'schen Regierung und Opposition 
E 

nt Feindschaft sein muß. 

^id^I!1 ^ich der SPD Jetzt die Fra8e: 

Men     in der Lage'im Interesse der 

"sehen zu kooperieren? 
geb lrd die vereinbarten Gesprächskreise 
S0?jn' Und wir werden sehen, ob die 
Wjr    Demokraten über das hinaus, was 
^amk      beschlossen haben — und der 
V0s ^Ur8er Bürgermeister, Henning 
gen   

erau, hat dies einen großen Wurf 
itiaoi!1111""-' nocn zusätzliche Vorschläge 
ren   en- Die werden wir dann diskutie- 

Aber mit Tönen aus der SPD nach dem 

Motto: Wir reden nicht weiter, wenn ihr 
nicht alle unsere Vorschläge akzeptiert, 
kann es natürlich nicht gehen. Sie zeigen, 
daß sich die SPD mit dem notwendigen 
Maß an Kooperation schwer tut. 
Ich unterstreiche hier noch einmal: Die 
Normalität war vor allem durch das Ver- 
halten von Lafontaine unterbrochen, und 
ich nehme an, daß Frau Fuchs vor allen 
Dingen für Lafontaine, Schröder und 
andere gesprochen hat. Die eigentliche 
Zerreißprobe findet also in der SPD statt. 
Im übrigen ist klar: Diese Regierung hat 
eine Mehrheit von 60 Prozent der Man- 
date. Sie ist stabil. Es bleibt bei der Ver- 
teilung der Verantwortung. 
Wir treffen die Entscheidungen in der 
Koalition. In den Gesprächskreisen wer- 
den keinerlei Entscheidungen getroffen. 
Deswegen wird die Fraktion auch nicht 
beteiligt sein, sondern es sprechen und 
diskutieren Vertreter der Regierung mit 
Vertretern der Opposition. 
Wenn es interessante Vorschläge gibt, 
über die weiter gesprochen werden muß, 
dann werden sie an die Koalition weiter- 
gegeben, und dort werden, wie auch in 
der Vergangenheit, die Entscheidungen 
getroffen." • 

In den neuen Ländern geht es aufwärts 
.ostdeutsche und ausländische 

"ternehmen werden innerhalb der 
nächsten drei bis fünf Jahre 70 Mü- 
nden DM in den neuen Bundes- 
andern investieren. 
,s Ende März dieses Jahres sind nach 

s 
e" worten des Präsidenten des Deut- 

fr»    Industrie- und Handelstags 

dit      -' Hans Peter Stih1' 8000° Kre" 1 antrage mit einem Volumen von 
ei* über 10 Milliarden DM für die 

neuen ERP-Kreditprogramme des 
Bundes eingegangen. 
Bund und Länder leisten in diesem 
Jahr Finanzhilfen von über 100 Milli- 
arden DM. Stihl: „Dies ist ein Drittel 
des Sozialprodukts der alten DDR." 

Pro Kopf seien dies über 8.000 DM. 
Hinzu kämen weitere 2 Milliarden aus 
EG-Töpfen und jeweils 4 Milliarden 
DM in den beiden kommenden Jah- 
ren. 
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Hannelore Rönsch: 

Hilfe für die Älteren und Pflege- 
bedürftigen darf nicht zurückstehen 
„Die Hilfe für die Älteren, für die 
Alleingelassenen und Pflegebedürfti- 
gen darf nicht hinter dem Kanal- und 
Straßenbau oder dem Wohnungs- und 
Städtebau zurückstehen." Mit diesen 
Worten hat die Bundesministerin für 
Familie und Senioren, Hannelore 
Rönsch, die Chancen des Gemein- 
schaftswerkes „Aufschwung Ost" auch 
für die stationäre und ambulante 
Altenhilfe in den fünf neuen Bundes- 
ländern in Anspruch genommen. 

Sowohl das kommunale Investitionspro- 
gramm in Höhe von 5 Milliarden DM 
1991 als auch die bis Ende 1992 verlän- 
gerte Sonderregelung zur Bereitstellung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
böten große Chancen, die Altenpflege- 
und Behinderteneinrichtungen sowie 
Sozialstationen personell und technisch 
besser auszustatten. 

Fördermöglichkeiten 
Damit die für die Altenhilfe bereitstehen- 
den Gelder optimal eingesetzt und ausge- 
nutzt werden, ist inzwischen ein Informa- 
tionsschreiben an alle 1.400 Leiterinnen 
und Leiter der Alten-, Altenpflege- und 
Behindertenheime gegangen. Kurz und 
knapp werden hierin die Fördermöglich- 
keiten aufgezeigt, die Antragswege 
beschrieben und Adressen von Ansprech- 
partnern angegeben. Für die Beratung bei 
konkreten Investitionsvorhaben stehe 
zudem ab sofort das Kuratorium Deut- 
sche Altershilfe (KDA) in Köln bereit, 
das mit dem Bundesseniorenministerium 
zusammenarbeitet. 

Mit diesem Maßnahmepaket wird bal 
eine deutliche Verbesserung der Si|u 

in der stationären Altenpflege erreich 
werden, erklärte Ministerin Rönsch- 
Handlungsbedarf besteht aber auch i 
Bereich der ambulanten Altenpflege- 
Nach dem Grundsatz: Soviel stationär 
Hilfe wie nötig und soviel ambulante 
Hilfe wie möglich, wird dem Aufbau 
Sozialstationen in den neuen Bundes 
dem Vorrang eingeräumt. 
Diese Einrichtungen haben die Aufg? 
in ihrem Einzugsbereich kranke, beh> 
derte und hilfsbedürftige Menschen 

Das Gemeinschaftswerk   t 
Aufschwung Ost ist auch #n 

Sanierungs- und Aufbaup1"0' 
gramm für stationäre und 
ambulante Altenhilfe in <*en 

neuen Bundesländern. 

regelmäßig in ihrer eigenen Wohnung ^ 
gezielt zu pflegen und zu versorgen- ^ 
einem Sofortprogramm konnten bere 
500 solcher Stationen in den neuen BJ* 
desländern aufgebaut werden. Die in 
sivierte Fortsetzung dieser Aufbauh» 
im laufenden Jahr ist bereits begonnen» 
mindestens 40 Millionen DM stehen z 
Verfügung. , 
Über den besonderen Handlungsbedar 
in den neuen Bundesländern hinaus s 
len sich im Bereich der Altenhilfe noc 
andere Probleme. Hier geht es in erste 
Linie um das lange fällige Altenpflege 
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setz   i u 
bald        werde das Altenpflegegesetz 
jjjj mögHchst neu in den Bundestag ein- 

ten," betonte die Ministerin. 

^ödesaltenplan 
Sof Cn diesen dringend erforderlichen 
ei 0rtmaßnahmen will die Ministerin 
'st ? Bundesaltenplan durchsetzen. Ziel 
g.  'e Ungleichung der Lebensbedingun- 
Unri     ä'tere Menschen in ganz Deutsch- 
^    per Bundesaltenplan soll überdies 
Sc, 8uchkeiten bieten, damit ältere Men- 
Ve 

en lnre erworbene Kompetenz in den 
ten     edensten Lebensbereichen erhal- 
Q Und steigern können. Aus diesem 
aüf Tk Jst gePlant' ein stärkeres Gewicht 
• K i emen wie „Wohnen im Alter", 
aufd   relle Bi,dun8" und »Vorbereitung 

den Ruhestand" zu legen. 

Veröffentlichung der KAS: 

Juanen, Bauen und Wohnen im 
Meinten Deutschland 

^e>tschrift zur politischen Bildung 
Heft 1/91, Einzelthemen/Autoren: 

• lohnen in Deutschland — 
Bestandsaufnahme und Perspektive 
^°hann Eckhoff) 

• Schicksale deutscher Städte: Vorge- 
stellt werden Dresden (Ulrich Lamb- 
ent), Halberstadt (Elke Schröder), 
Reißen (Irene Gückel), Potsdam 
*Ingo Fels/Werner Stang) und Stral- 
su«d (Herbert Ewe) 

J Rettung von Altstädten und Bau- 
denkmälern (Klaus Goebel) 
• Über den Umgang mit historischer 
Bausubstanz (HPC Weidner) 

• Lebensraum Stadt und Kunst (Carl- 
lr»ed Mutschier) 

Adressen: 
Kuratorium Deutsche Altershilfe 
Wilhelmine-Lübke-Stiftung e.V. 
An der Pauluskirche 3 
5000 Köln 1 
Tel.:(0221)313071 
Kontaktstelle in Berlin (Ost) ist: 
Außenstelle des 
Bundesministeriums für 
Familie und Senioren 
Johannes-Dieckmann-Str. 42/43 
O-1080 Berlin 
Telefon über Ostleitung: 02/7817376 
Ansprechpartner: Frau Berghäuser oder 
Frau Strehlow 
Von dort werden telefonische Anfragen 
unmittelbar zum KDA nach Köln weiterge- 
leitet. 

• Die Entwicklung des Städtebau- 
rechts im Jahre 1990 (Hans Pflaumer) 
• Perspektiven der Stadtentwicklung 
(Rudolf Schäfer) 
• Forschungsschwerpunkte im Woh- 
nungs- und Städtebau (Günter Wan- 
kerl) 
• Kindergerechtes Wohnumfeld am 
Beispiel eines Pilotprojektes in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler (Hans-Peter 
Schmidt) 
• Wohnerlebnis im Wandel — Zum 
Wohnen der Westdeutschen (Alphons 
Silbermann) 
Die „Zeitschrift zur politischen Bil- 
dung" erscheint vierteljährlich. Im 
Abonnement kostet sie DM 7,20 pro 
Jahr (zuzüglich Versandkosten). 
Ansichtsexemplare verschickt: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Institut für Politische Bildung 
Schloß Eichholz 
W-5047 Wesseling 
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Das „Ja zum Kind44 erleichtern 
Die Junge Union Deutschlands setzt sich 
dafür ein, den Rechtsanspruch auf Kin- 
dergartenplätze im neuen Kinder- und 
Jugendhilferecht schnell zu verankern. 
Es kann nicht angehen, daß Alleinerzie- 
hende zu Sozialhilfeempfängern werden, 
weil ausreichende Kinderbetreuungsmög- 
lichkeiten fehlen. 

Hermann Gröhe, Vorsitzender der Jungen 
Union Deutschlands: Zugleich appellie- 
ren wir an die Bundesregierung, die im 
Einigungsvertrag verankerte Bestandsga- 
rantie für Kinderbetreuungseinrichtun- 
gen in den neuen Ländern bis zum 30. 
Juni 1991 ernst zu nehmen. Die Bundes- 
regierung hat ein deutliches Signal der 
Verläßlichkeit an die neuen Bundeslän- 
der und die dortigen Kinderbetreuungs- 
einrichtungen zu senden. Wenn der dafür 
notwendige Finanzbedarf des Bundes 
von einer Milliarde Mark für die vertrag- 
lich vereinbarte Garantie nicht ausreicht, 
muß der Betrag erhöht werden. 
Ein ausreichendes Angebot von Kinder- 
betreuungseinrichtungen ist gerade auch 
für junge Frauen wichtig, um Familie und 
Beruf vereinbaren zu können. In den 
neuen Ländern besteht ein großer Bedarf 
an qualifizierter Kinderbetreuung. Hin- 
sichtlich der Frauenarbeitslosigkeit in 

Unter pädagogischer Obhut 

den neuen Bundesländern müssen den 
Frauen Möglichkeiten zu Umschulungen 
gegeben werden. Während dieser Zeit ist 
es notwendig, die Kinder unter pädagogi- 
scher Obhut zu wissen. 
Bei der Schaffung von ausreichenden 
Kinderbetreuungsplätzen gab es in den 
alten wie den neuen Bundesländern Pro- 
bleme. Allerdings sind die Schwierigkei- 
ten in diesem Bereich in den neuen Län- 

dern ungleich größer als in den alten 
dem. In den neuen Ländern müssen Je 

schnell qualifizierte pädagogische k"!, 
richtungen aufgebaut werden. Für Nej 
gefühle in den alten Ländern besteht K 
Anlaß. 

Zukunftspakt notwendig   

Aber auch unter dem Blickwinkel des 
Schutzes ungeborener Kinder sieht die 
Junge Union in der Verwirklichung "e 

Rechtsanspruches auf einen Kinderga1"' 
tenplatz und im Ausbau von Kindern0 

ten und Kindertagesstätten einen w'. . 
gen Beitrag, das Ja zum Kind zu erleic 

tern. Für die Schaffung von ausreichen' 
den Plätzen in der Kinderbetreuung lS 

ein gesellschaftlicher Zukunftspakt no 

Junge Union: Zum Schutz 
des ungeborenen Kindes 
gehört auch die Verwirkli- 
chung des Rechtsanspruchs 
auf einen Kindergartenpl^ 

wendig, der pädagogische Kinderbette 
ungseinrichtungen in den neuen Land 
aufbaut und in den alten Ländern aus- 
baut. 
Die Bundesregierung ist in dieser Frage 

ebenso wie die Landesregierungen %P° 
dert. Die Schaffung eines bedarfsgerec*1' 
ten Angebots von Kinderbetreuungseifl' 
richtungen darf weder an Kompetenz- 
noch an Finanzstreitereien scheitern- • 
Eintreten für den Schutz ungeborener 
Kinder und der Ruf nach einer kinder- 
freundlichen Gesellschaft wird erst dann 
glaubwürdig, wenn Bund und Länder 
auch die dazu notwendigen Rahmenbe- 
dingungen wie Kinderbetreuungseinric 
tungen schaffen. 
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Kampfbereitschaft, Optimismus und 
^achkompetenz, das waren die heraus- 
jagenden Merkmale des Landespartei- 
Jges der Hamburger CDU am 13. 
ÄPril. Im Mittelpunkt der Auftaktver- 
a^staltung zur Bürgerschaftswahl am 
2- Juni stand ein Mann: CDU-Bürger- 
Bisterkandidat Hartmut Perschau. 

^ seiner brillianten Grundsatzrede bilan- 
*lerte Hartmut Perschau die Ergebnisse 
34Jähriger ununterbrochener SPD-Politik 
ln Hamburg: Rapide ansteigende Krimi- 
nalität, drohender Verkehrsinfarkt, 50.000 
fehlende Wohnungen, unzählige Umwelt- 
skandale, 20.000 fehlende Kindergarten- 
Plätze und roter Filz überall in der Stadt. 
Diese Fakten, so Hartmut Perschau, 
dokumentieren die politische Faulheit 
des Hamburger SPD/FDP-Senats in fast 
Jj'en Sachgebieten klar und eindeutig. 
Hartmut Perschau: „Das hat Hamburg 
n>cht verdient. Wir brauchen endlich wie- 
der einen Senat, der die Probleme unserer 
Stadt energisch angeht, und einen Bürger- 
Bister, der nicht endlos lamentiert, son- 
dern handelt." 
perschau appellierte an alle Hamburger, 
aus Liebe zur Stadt CDU zu wählen. 
»Wir haben nicht nur das bessere Pro- 
gramm, sondern auch die bessere Mann- 
schaft." Für seine inhaltlich wie rheto- 
risch mitreißende Rede erhielt Hartmut 
^erschau „standing ovations", 
^as „Hamburg-Programm" für die Bür- 
gerschaftswahl wurde von den rund 200 
delegierten nach einer mehrstündigen, 
engagierten und sachkundigen Debatte 
einstimmig verabschiedet. Es ist ein 
Aktionskonzept gegen den von der SPD 
zn verantwortenden politischen Still- 

stand. Es ist eine Antwort auf die Pro- 
blemlagen und Chancen der Hansestadt. 
Daß hinter der schönen Fassade Ham- 
burgs sich durch die politische Untätig- 
keit des SPD/FDP-Senats riesige Pro- 
bleme auftürmen, darauf hatte auch der 
CDU-Landesvorsitzende Jürgen Echter- 
nach hingewiesen. „Jetzt, eine Minute vor 
zwölf, packt den Senat die Torschlußpa- 
nik. Versucht er, mit blindem Aktionis- 
mus 34 Jahre Stagnation zu überdecken." 
Bestes Beispiel, so Echternach, sei der 
Wohnungsbau. 1990 wurde in Hamburg 
das schlechteste Wohnungsbauergebnis 
nach dem Kriege erzielt. 
Für einen weiteren inhaltlichen wie stim- 
mungsmäßigen Höhepunkt hatte zuvor 
Generalsekretär Volker Rühe mit seiner 
Ansprache gesorgt. Er wies auf die in der 
jetzigen Situation Deutschlands über die 
Hamburger Landesgrenze hinausgehende 
Bedeutung der Bürgerschaftswahl hin. 
Gerade in der wichtigen und schwierigen 
Phase des Aufbaus in den neuen Bundes- 
ländern müßten von den alten Bundes- 
ländern positive Impulse ausgehen. Ein 
CDU-geführter Senat würde dieser Ver- 
antwortung besser gerecht werden, so der 
Generalsekretär, als die jetzige SPD/ 
FDP-Koalition. Mutmacher und nicht 
Miesmacher seien gefordert. Volker Rühe 
äußerte Verständnis für die demonstrie- 
renden Menschen im Osten Deutsch- 
lands, aber Unverständnis für die aus 
dem Westen importierten Proteste. 
Fazit: Mit Hartmut Perschau an der 
Spitze und dem „Hamburg-Programm" 
dokumentiert die CDU Elan, Dynamik 
sowie Kreativität und zeigt sich wirt- 
schaftlich kompetent, ökologisch verant- 
wortungsbewußt und sozial feinfühlig. • 
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Peter Hintze: 

Wir wollen Brücken bauen 
zwischen den Menschen in den 
alten und den neuen Ländern 

Die 32. Bundestagung des Evangeli- 
schen Arbeitskreises der CDU/CSU 
am 12. und 13. April in der Kongreß- 
halle Alexanderplatz in Berlin war 
gleichzeitig auch das erste Treffen der 
Mitglieder und Freunde des EAK aus 
allen Teilen Deutschlands, und bereits 
mit dem Ergebnis der Vorstandswahlen 
demonstrierten die 60 Delegierten des 
Bundesarbeitskreises, daß sie die 
Chance des vereinten Deutschland 
auch nutzen wollen. 

Mit Christine Lieberknecht, Bildungsmi- 
nisterin in Thüringen, und Hans Geisler, 
Minister für Soziales, Gesundheit und 
Familie in Sachsen, sind gleich zwei Ver- 
treter aus den neuen Bundesländern zu 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
gewählt worden. Vier der 16 Beisitzer 
kommen aus Sachsen-Anhalt, Branden- 
burg, Thüringen und Mecklenburg. 
„Die CDU ist am 3. Oktober evangeli- 
scher geworden." — An diesen Satz erin- 
nerte Lothar de Maiziere, Beisitzer mit 
der höchsten Stimmenzahl, auf der Pres- 
sekonferenz des neuen Vorstands und 
erläuterte — fern von jeder Konstruktion 
konfessioneller Unterschiede — das „U" 
im Namen der CDU ausdrücklich als die 
ökumenische Aufgabe der Partei. 
Peter Hintze, alter und neuer Bundesvor- 
sitzender, nimmt in seiner Einleitung zum 
Theologischen Abendgespräch „Evange- 
lische Verantwortung in Deutschland" 

das Motiv mit dem Hinweis auf, daß es 
evangelische Christen waren, die die 
Wende in der ehemaligen DDR vorberei- 
tet und auch getragen haben. 
Auch der Parteivorsitzende, Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl, unterstreicht in seinem 
Brief und Grußwort an die Bundestagung 
die neu gewonnene Bedeutung der Verei- 
nigung, indem er den Evangelischen 
Arbeitskreis die unentbehrliche Brücke 
gerade auch zu den Menschen in den 
neuen Bundesländern nennt. 

E4K 
Evangelischer 
Arbeitskreis 
der CDU/CSU 

„Das vereinte 
Deutschland" 
Chance 
und 
Aufgabe" 

Der Regierende Bürgermeister von Ber- 
lin, Eberhard Diepgen, mit viel Beifall 
begrüßt, drückt es einfach so aus: Der 
Evangelische Arbeitskreis ist um fünf 
wichtige Landesverbände größer gewor- 
den. 
Peter Hintze in seiner Ansprache am 
Samstag: „Der Evangelische Arbeitskreis 
will Brücken bauen — nicht nur zwischen 
den Deutschen in den alten Ländern und 
denen in den neuen Ländern, sondern 
auch zwischen der evangelischen Landes- 



I^NGELISCHER ARBEITSKREIS UiD 13/1991  •  Seite 17 

lrche, den evangelischen Christen in den 
eüen Bundesländern und den Men- 
gen, die keiner christlichen Kirche 

an8ehören." 
J^war es nur konsequent, wenn er den 
^K als Forum beschrieb und zur Verfü- 

8U"8 stellen will, auf dem Diskussionen 
Setührt, Gegensätze ausgetragen und 

Wworten gefunden werden sollen. 
Ur die Zurschaustellung eines gewachse- 
en Selbstbewußtseins, das der gewachse- 
£n Bedeutung der Vereinigung entspro- 

B
en hätte, gab es an den beiden Tagen in 
erlin keine Gelegenheit. Zu sehr stan- 
en genau diejenigen Fragen im Vorder- 

pind, deren z.T. kontroverse Beantwor- 
Un8 in Ost und West überbrückt werden 

muß. 

•e nicht anders zu erwarten, zog sich 
,e ein roter Faden das Thema Arbeit 

und Arbeitslosigkeit durch alle Redebei- 
träge und Aussprachen. 
Schon bei der geistlichen Morgenbesin- 
nung von Oberkirchenrat Wilhelm Hüff- 
meier klang das Thema an: Wenn der 
Feiertag geheiligt werden soll, dann sind 
die anderen Tage der Woche für die 
Arbeit bestimmt, und Arbeitslosigkeit 
wäre eine Störung der göttlichen Ord- 
nung. 
Und Peter Hintze wieder in seiner 
Ansprache: „Der Sinn der Arbeit liegt 
nicht darin, das notwendige Geld aufzu- 
bringen, das wir zum Leben brauchen, 
sondern darin, ein Stück an der Gestal- 
tung der Welt mitarbeiten zu können und 
darin einen Sinn zu finden. Wir müssen 
es deshalb hinbekommen, daß die Men- 
schen Arbeit finden, nicht nur finanzielle 
Unterstützung, damit sie sich nicht über- 

Erster gesamtdeutscher Bundesvorstand: 
Vorsitzender: 
Parlamentarischer Staatssekretär 
peter Hintze, MdB 

Stellvertreter: 
Werner Dollinger, Bundesminister 
jr D., Bayern 
Wans Geisler, Minister für Soziales, 
Gesundheit und Familie, Sachsen 
S'eghard-Carsten Kampf, 
M<1HB, Hamburg 
Christine Lieberknecht, MdL, 
Kultusministerin Thüringen 
Hedda Meseke, MdB, 
Staatssekretärin a. D., Niedersachsen 

Beisitzer: 
Hans Bleckmann, Schleswig-Holstein 
Arnulf Borsche, Hessen 
Horst Gaede, Sachsen-Anhalt 
Parlamentarische Staatssekretärin 
Michaela Geiger, MdB, Bayern 

Gustav Isernhagen, MdL, Niedersach- 
sen 
Hans-Ulrich Klose, MdL, Landtagsvi- 
zepräsident Nordrhein-Westfalen 
Volkmar Köhler, MdB, 
Staatssekretär a. D., Niedersachsen 
Lothar de Maiziere, MdB, Stv. CDU- 
Bundesvorsitzender Berlin-Branden- 
burg 
Friedrich Menke, Bremen 
Gottfried Müller, MdL, 
Landtagspräsident Thüringen 
Hans-Martin Pawlowski, Baden 
Marlies Radke, 
Mecklenburg-Vorpommern 
Brigitte Schütze, MdL, Rheinland- 
Pfalz 
Friedrich Vogel, MdB, Staatsminister 
a. D., Nordrhein-Westfalen 
Klaus Weigelt, Schleswig-Holstein 
Uwe Wienholz, Württemberg 
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flüssig vorkommen, sondern das Gefühl 
haben, gebraucht zu werden." 
Von den vier Arbeitskreisen — über 
„Unsere Zukunft in der Welt", die 
„Zukunft des Bildungswesens" und die 
„Zukunft der sozialen Dienste" — stieß 
der über die „Zukunft der Arbeit" auf das 
größte Interesse. 
Unter der Leitung von Werner Dollinger 
diskutierten — Vorwegnahme der Aktion 
„Solidarität" der Gesamtpartei — mit 
den Gästen, die überwiegend aus den 
neuen Bundesländern kamen, Regina 
Görner, Mitglied des DGB-Bundesvor- 
stands und der CDU-Sozialausschüsse, 
und Staatssekretär Horst Waffenschmidt. 
Wichtige Einsicht: Arbeit und Betrieb 
standen für die Bürger der ehemaligen 
DDR sehr viel mehr im Mittelpunkt ihres 
Lebens, als es in den alten Ländern geläu- 
fig ist. Arbeit und Betrieb vermittelten 
u.a. nicht nur den Kindergartenplatz und 
die Ferienunterkunft, sondern auch 
Gesundheitsvorsorge und Freizeitgestal- 
tung. 

Zukunft der Arbeit 
Das und die hohe Erwerbsquote durch 
früheren Einstieg in den Beruf, längeres 
Verbleiben im Arbeitsprozeß und den 
großen Beschäftigungsanteil von Frauen 
zeigen, wieviel mehr bei Arbeitslosigkeit 
verlorengeht als „nur" der Arbeitsplatz. 
Horst Waffenschmidt stellte in sieben 
Punkten die Aussichten für die Entwick- 
lung von Arbeit vor: flexiblere Arbeitszei- 
ten, neue Arbeitsschwerpunkte (Umwelt, 
Pflege), neue Arbeitsformen, verstärkte 
Fortbildungsmaßnahmen. 
Für die Gäste aus den neuen Ländern 
aber war wichtig, von ihnen zu hören: 
Die Bundesregierung legt Wert auf Über- 
gangsarbeitsplätze, die den vollen Verlust 
des Arbeitsplatzes vermeiden, und sie 
Finanziert deshalb ABM-Maßnahmen 

besonders großzügig (UiD 10/91) - ganZ 

im Sinne des feinen, aber wichtigen 
Unterschiedes, den Frau Görner zwi- 
schen überflüssigen Arbeitsplätzen und 
Leuten machte, die auf überflüssigen 
Arbeitsplätzen sitzen. 
Heftig entlud sich angestauter Unmut 
immer, wenn die Rede auf die alten Seil- 
schaften kam, die in vielen Betrieben 
überlebt haben, und das in Positionen, 
auf denen sie wieder über Lebenschance 
entscheiden können. Große Zustimmung 
deshalb für Peter Hintzes Wort: „Die 
Unterdrücker von gestern dürfen nicht 
die Profiteure von morgen sein." 

Das Getrennte verbinden  
Lang anhaltender Beifall für das Schluß' 
wort von Bundesminister Günther 
Krause, der genau die Stimmung der Ver- 
sammlung traf, als er aus persönlichen 
Erfahrungen die so wichtige Ermutigung 
formulierte, die nicht von „drüben" 
kommt, sondern aus den eigenen Reihen- 
„Deutschland wächst zusammen!" — 
aber nicht wuchernd, sondern wie es das 
Wort „Religion" besagt, das Liebe und 
Versöhnung bedeutet, die miteinander 
verbinden, was getrennt war. 

Personalie 
Zum 1. Mai übernimmt der bisherige 
Sprecher der CDU, Andreas Fritzen- 
kötter, die Aufgabe des Gruppenlei- 
ters für Presse- und Informationsar- 
beit im Bundeskanzleramt. Er scheide* 
zu diesem Zeitpunkt aus dem Dienst 
der Bundespartei aus. Seine Nachfol- 
gerin als CDU-Sprecherin wird ab 
1. Mai 1991 Claudia Conrad, bisher 
Referentin für Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit in der Hessischen Staats- 
kanzlei. 
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^hüringens 
ll»nenminister Bock 
jjnennt 330 
p°üzeibeamte 
n einer Feierstunde hat Thü-. 

P"8ens Innenminister Willi- 
ald Bock 90 Beamtenanwär- 
er und 240 Polizeibedienstete 

b
U Beamten ernannt. Damit 
8mnt Thüringen der Forde- 

. n8 des Deutschen Beamten- 
yndes und der Vorgabe des 
,mgungsvertrages zu ent" 
Prechen, öffentliche Aufga- 

B
en so bald wie möglich 

d
eamten zu übertragen. Bei 

te "u 4<^ neuernannten Beam- n handelt es sich überwie- 
°end um Beschäftigte, die 
«vor im Polizeidienst tätig 

*aren. 

^ufhalle mit 30 
* ll*alen in 
Ostdeutschland 

'e zum Kaufhof-Konzern 
jfhorende Kaufhalle AG, 
Jö|n, hat 30 Läden in Ost- 
deutschland übernommen. 

"ständig für das Geschäft in 
d^n fünf neuen Bundeslän- 
•j- ^lst die neu gegründete 

0chterfirma Kaufcenter 
£mbH, Berlin. Die neue 
^aufhalle-Tochter erwartet 

11 »hren etwa 2 500 übernom- 
. enen Mitarbeitern rund 400 

«honen Mark Umsatz im 
erstenJahr. 

jjjum gibt 5,5 
P»Uiarden Mark 
}Ur die neuen 
^nder frei 
b
ündesarbeitsminister Nor- 

eiiT BlÜI^ hat in Schwerin 

Vereinbarung unterzeich- 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

net, mit der 5,5 Milliarden 
Mark für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen in den 
neuen Bundesländern freige- 
geben werden. Mit diesem 
Sonderprogramm können 
1991 und 1992 rund 148000 
Arbeitnehmer beschäftigt 
werden. Zusammen mit weite- 
ren Maßnahmen der Bundes- 
anstalt für Arbeit sollen in 
den neuen Ländern allein in 
diesem Jahr fast 280000 Men- 
schen Arbeit finden. 

Rostock erwartet 
die 5000. 
Gewerbeanmeldung 
Rostock verzeichnet seit Jah- 
resbeginn 1990 einen starken 
Zuwachs an Dienstleistungs- 
unternehmen. Der Leiter des 
Gewerbeamtes der Hanse- 
stadt, Johannes Kunze, rech- 
net jetzt mit der 5 000. Gewer- 
beanmeldung. Mehr als ein 
Fünftel der inzwischen 4957 
bestätigten Anmeldungen 
betrafen „Imbißkioske und 
private Versorgungseinrich- 
tungen", sagte Kunze. 
Bei den Gewerbegründungen 
fänden sich neue Taxiunter- 
nehmen mit 280 Fahrzeugen, 
340 Handwerksbetriebe, 29 
Bauunternehmen, zwölf Fir- 
men für Umwelttechnik, 26 
Reisebüros und 24 Pensionen 
für Rostock-Besucher. Auch 
drei Detekteien, zwei Solarien 
und drei private Betreuer von 
Kleinkindern finden sich in 
der Liste des Gewerbeamts. 

Sprunghafter 
Anstieg von 
Existenzgründungen 
in Schwerin 
Die Landeshauptstadt von 
Mecklenburg-Vorpommern 
und ihr Umfeld haben sich zu 
einem Zentrum für Existenz- 
gründungen entwickelt. Wie 
Dieter Richter, Abteilungslei- 
ter der Industrie- und Han- 
delskammer (IHK) Schwerin 
berichtete, ist die Zahl der 
neuen Unternehmen seit 
Gründung der IHK vor etwa 
einem Jahr von damals etwa 
1 500 auf fast das Zehnfache 
gestiegen. Die durchschnittli- 
che Investitionssumme für 
Neugründungen beträgt 
450000 DM, maximal werden 
etwa 150 Arbeitsplätze 
geschaffen. Die meisten Exi- 
stenzgründungen finanzier- 
ten, so die IHK Schwerin, 
ihre Projekte mit Hilfe von 
ERP-Krediten, unterstützt 
von der Bürgschaftsbank 
Mecklenburg GmbH. 

800 Millionen für 
Nahverkehrs- 
investitionen 
Bundesverkehrsminister 
Günther Krause will drin- 
gende Investitionen zum Aus- 
bau des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs (ÖPNV) in 
Ostdeutschland in diesem 
Jahr mit 800 Millionen Mark 
fördern. Die Hälfte der Mittel 
ist bereits bereitgestellt wor- 
den. Rund 400 Millionen 
Mark kommen allein aus dem 
Gemeinschaftswerk „Auf- 
schwung Ost". Neben Aus- 
baumaßnahmen sind auch 
50 Millionen Mark für die 
Beschaffung von Omnibussen 
vorgesehen. M 
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FAMILteii 
Stil dem I. Jnnuai dieses Jahr« gelti.. _„ 
bundesdeutschen Regelungen und Gesetze d/ 
Familienpnlirik auch in den fünf nei 
Du bring! eine Reihe neuer Besllniinungci/ 
es in der früheren DDR nichl gab. Dieser 
mochle Ihnen helfen, alle ramilienpolili;* 
l-cistungen. die für Sie in Frage komme! 
Anspruch nehmen ju können. 
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